Werte Kolleginnen und Kollegen,
Beiliegend eine aktuelle APA Aussendung zu Ihrer Information. 
Mit freundlichen Grüßen
Thomas Szekeres 

 

APA W&B vom 24.08.2005
Rubrik: Bildung

Medizin-Uni-Betriebsräte: Bund schuldet Ärzten 21 Mio. Euro

Utl.: Personalvertreter: Vereinbarung zum Ärztearbeitszeitgesetz von 2002 nicht eingehalten - Nachtdienste nicht bezahlt 

Wien (APA) - In einem Offenen Brief an Bildungsministerin Elisabeth Gehrer (V) protestieren die Betriebsräte der Medizinischen Universitäten in Wien, Graz und Innsbruck gemeinsam mit der Hochschullehrergewerkschaft und der Ärztekammer gegen die Nichteinhaltung der 2002 geschlossenen Vereinbarung zum Krankenanstalten-Arbeitszeitgesetz (KA-AZG). Weil das Honorar für Nachtdienste nicht bezahlt werde, schulde der Bund seit 2002 den Ärzten an den drei Standorten in Summe 21 Mio. Euro, so Thomas Szekeres, Vorsitzender des Betriebsrats für das wissenschaftliche Personal der Medizinuni Wien, am Mittwoch gegenüber APA .

In der 2002 zwischen Personalvertretern, Bildungsministerium und Ärztekammer geschlossenen Vereinbarung wurde vereinbart, dass die maximale Tagesarbeitszeit von 13 Stunden für Nachtdienste während der Woche sowie Wochenenddienste überschritten werden darf. Voraussetzung dafür ist, dass jeder Nachtdienst bezahlt wird, wobei für jeden ersten Nachtdienst pro Monat bzw. die ersten 160 Nachtdienststunden pro Jahr eine Optionsmöglichkeit vereinbart wurde: jeder Mitarbeiter kann sich aussuchen, ob es dafür Ausgleichstage gibt oder der Dienst bezahlt wird.

Wie Szekeres erklärte, hätten jene Mitarbeiter, die sich für eine Bezahlung der Dienste entschlossen haben, seit 2002 kein Geld dafür gesehen. Andererseits hätten Ärzte auf Grund von Personalmangel ihre Ausgleichstage nicht konsumieren können. "Diese Kolleginnen und Kollegen müssen daher Journaldienste (Nachtdienste, Anm.) gratis leisten", heißt es in dem Offenen Brief.

Pro Mitarbeiter und Jahr würden sich dadurch Fehlbeträge von bis zu mehreren 1.000 Euro ergeben. Insgesamt würden pro Jahr sechs Mio. Euro fehlen, insgesamt also bis dato 21 Mio. Euro, rechnen die Personalvertreter. "Wir haben das immer wieder urgiert, sowohl bei den jeweiligen Universitäten als auch im Ministerium, sind aber immer mit dem Argument abgewiesen worden, es hebe kein Geld", sagte Szekeres, der sich besonders über Aussagen der Bildungsministerin ärgert, wonach den Universitäten erst ab 2007 Geld fehlen würde.

Die Personalvertreter fordern eine Umsetzung der Vereinbarung aus dem Jahr 2002 sowie eine entsprechende rückwirkende Honorierung, um entstandene Verluste auszugleichen. Schließlich wäre die Nichteinhaltung einer Vereinbarung ein Grund für deren Kündigung - "was wir nicht wollen", so Szekeres. (Schluss) cm/has
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